
  

  

  

 

Mandanten-Information für Ärzte und Zahnärzte 
 

Im September 2020 

Sehr geehrte Mandantin, 
sehr geehrter Mandant, 

die Bundesregierung hat eine neue Subvention 
auf den Weg gebracht. Wir stellen Ihnen die 
Überbrückungshilfe vor. Zudem fassen wir zu-
sammen, welche Änderungen das Zweite Fami-
lienentlastungsgesetz vorsieht. Der Steuertipp 
beleuchtet, wann das Finanzamt keinen Zugriff 
auf Vermögenswerte des Ehegatten hat. 

Umsatzrückgänge  

Bundesregierung gibt Corona-
Überbrückungshilfe frei 

Viele Unternehmen mussten ihren Geschäftsbe-
trieb im Zuge der Corona-Pandemie einschränken 
oder einstellen. Die Bundesregierung stellt nun 
einen neuen Rettungsanker zur Verfügung: die 
Überbrückungshilfe mit einem Gesamtvolumen 
von 25 Mrd. €. Sie wird als direkter Zuschuss 
zu den betrieblichen Fixkosten gewährt. 

• Voraussetzungen: Die Überbrückungshilfe 
können Unternehmen und Organisationen be-
antragen, soweit sie sich nicht für den Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds qualifizieren. Ihr 
Umsatz muss im April und Mai 2020 zusam-
mengenommen um mindestens 60 % gegen-
über April und Mai 2019 zurückgegangen 
sein. Auch Soloselbständige, Freiberufler so-
wie gemeinnützige Unternehmen und Einrich-
tungen können einen Antrag stellen. 

• Antrag: Die Überbrückungshilfe kann nur 
über Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, 

Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer und 
Rechtsanwälte beantragt werden, und zwar 
spätestens bis zum 30.09.2020. Sie prüfen 
vorab Umsatzeinbrüche und Fixkosten. 

• Förderhöhe: Die Höhe der Überbrückungs-
hilfe richtet sich nach den betrieblichen Fix-
kosten und dem Ausmaß des erlittenen Um-
satzrückgangs. Als förderfähige Fixkosten 
werden unter anderem Mieten und Pachten, 
Finanzierungskosten, weitere feste Ausgaben, 
Kosten für Auszubildende und Grundsteuern 
berücksichtigt. Aufwendungen für Personal, 
das nicht in Kurzarbeit geschickt werden 
kann, können pauschal in Höhe von 10 % der 
Fixkosten geltend gemacht werden. 

Die maximale Höhe der Überbrückungshilfe 
beträgt 50.000 € pro Monat für höchstens drei 
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Monate. Bei Unternehmen mit bis zu fünf Be-
schäftigten beträgt der Erstattungsbetrag ma-
ximal 3.000 € pro Monat für höchstens drei 
Monate, bei Unternehmen mit bis zu zehn Be-
schäftigten 5.000 € pro Monat für maximal 
drei Monate. In begründeten Ausnahmefällen 
können die maximalen Erstattungsbeträge für 
Kleinunternehmen überschritten werden. 

Hinweis: Die Überbrückungshilfe muss nicht 
zurückgezahlt werden. 

Kindergeld/Freibeträge  

Steuerzahler sollen ab 2021 weiter  
entlastet werden 

Die Bundesregierung will mit einer erneuten An-
passung von Kindergeld und Kinderfreibeträgen 
Vereinbarungen aus dem Koalitionsvertrag um-
setzen. Der Referentenentwurf eines Zweiten Ge-
setzes zur steuerlichen Entlastung von Familien 
sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Rege-
lungen sieht vor, das Kindergeld ab dem 
01.01.2021 um monatlich 15 € pro Kind anzu-
heben. Damit erhielten Eltern ab diesem Zeit-
punkt monatlich folgende Zahlungen: 

• für das erste und zweite Kind je 219 € 

• für das dritte Kind 225 € 

• ab dem vierten Kind je 250 € 

Die Anhebung bringt eine Erhöhung des Kinder-
freibetrags ab 2021 auf 5.460 € (pro Elternteil: 
2.730 €) und des Freibetrags für den Erziehungs- 
und Betreuungs- oder Ausbildungsbedarf auf 
2.928 € (pro Elternteil: 1.464 €) mit sich. 

Hinweis: Das Finanzamt prüft bei der Ein-
kommensteuerveranlagung automatisch, ob 
der Abzug des Kinderfreibetrags oder das 
Kindergeld für Sie günstiger ist. Wie das 
funktioniert, erklären wir Ihnen gerne. 

Daneben plant die Bundesregierung auch Erleich-
terungen für alle Steuerzahler. So soll der 
Grundfreibetrag ab 2021 auf 9.696 € und ab 
2022 auf 9.984 € ansteigen. Damit einhergehend 
können Steuerzahler, die einen Angehörigen mit 
Unterhaltszahlungen unterstützen, ab 2021 auch 
größere Teile ihrer Unterstützungsleistungen 
steuerlich geltend machen. 

Schließlich soll die „kalte Progression“ - die 
Steuermehrbelastung, die eintritt, wenn die Ein-
kommensteuersätze nicht an die Preissteigerung 
angepasst werden - ausgeglichen werden. 

Hinweis: Die Beratungen über das Gesetz 
sind noch nicht abgeschlossen. Wir halten Sie 
auf dem Laufenden. 

Ehepaare  

Gesonderte Gewinnfeststellung bei  
Betrieb einer Photovoltaikanlage? 

Betreiben Eheleute gemeinsam eine Photovol-
taikanlage, tun sie dies zivilrechtlich in Form ei-
ner GbR. Da in diesem Fall zwei Personen an den 
Einkünften beteiligt sind, wäre nach der Abga-
benordnung eigentlich eine eigenständige Fest-
stellung der Besteuerungsgrundlagen für die GbR 
erforderlich. Das heißt, die Eheleute müssten ne-
ben ihrer Einkommensteuererklärung auch eine 
Feststellungserklärung für ihre Photovoltaik-
GbR abgeben.  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun allerdings 
entschieden, dass auf eine Feststellungserklärung 
verzichtet werden kann, wenn  

• Eheleute eine Photovoltaikanlage auf ihrem 
selbstgenutzten Wohnhaus betreiben und  

• kein Streit über Höhe und Aufteilung der dar-
aus erzielten Einkünfte besteht. 

Im Urteilsfall hatten zusammenveranlagte Ehe-
leute ihre Einkünfte aus dem Betrieb einer Photo-
voltaikanlage nur im Rahmen ihrer gemeinsamen 
Einkommensteuererklärung deklariert und keine 
zusätzliche Feststellungserklärung abgegeben. 
Das Finanzamt hatte auf einem zusätzlichen Ge-
winnfeststellungsverfahren für die Photovoltaik-
GbR bestanden, wurde vom BFH aber eines Bes-
seren belehrt. Der Sachverhalt sei ein Fall von 
geringer Bedeutung, der vom Gewinnfeststel-
lungsverfahren auszunehmen sei. 

Risikomanagement  

Vom Finanzamt übersehener Gewinn 
von 128.000 € bleibt unbesteuert 

Es klingt zu schön, um wahr zu sein: Ein Selb-
ständiger erwirtschaftet einen Gewinn von rund 
128.000 €, gibt diesen Betrag ordnungsgemäß in 
seiner Steuererklärung an, muss aber im Ergebnis 
keine Einkommensteuer zahlen. Dieser Fall lag 
dem Bundesfinanzhof (BFH) vor. Das Finanzamt 
hatte den erklärten Gewinn beim Einscannen der 
Unterlagen übersehen und diesen Fehler erst im 
Folgejahr bemerkt. Den ursprünglichen Steuerbe-
scheid hatte es daraufhin aufgrund einer „offen-
baren Unrichtigkeit“ geändert. 

Hinweis: Eine solche Bescheidänderung ist 
zulässig, wenn der Finanzbehörde beim Erlass 
eines Verwaltungsakts Schreib- oder Rechen-
fehler oder ähnliche offenbare Unrichtigkeiten 
unterlaufen sind. Dabei muss es sich um „me-
chanische Versehen“ handeln. 
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Der Selbständige klagte gegen die nachträgliche 
Besteuerung seiner Einkünfte und erhielt Rü-
ckendeckung vom BFH. Seiner Ansicht nach darf 
eine Änderung aufgrund einer offenbaren Unrich-
tigkeit nicht erfolgen, wenn dem Sachbearbeiter 
des Finanzamts ein Tatsachen- oder Rechtsirrtum 
unterlaufen ist oder er den Sachverhalt mangel-
haft aufgeklärt hat. Im Streitfall lag daher kein 
bloßes mechanisches Versehen vor. Der BFH 
stellte fest, dass das Computersystem des Finanz-
amts bei der Erstbearbeitung der Einkommen-
steuererklärung mehrere Prüf- und Risikohinwei-
se ausgegeben hatte. Diese deuteten auf (zu) ge-
ringe Einkünfte hin und sahen eine personelle 
Prüfung des als risikobehaftet eingestuften Falls 
vor. Trotz der Hinweise hatte die Sachbearbeite-
rin den Fall freigegeben - eine Prüfung hätte sich 
ihr jedoch aufdrängen müssen. 

Hinweis: Der ursprüngliche Steuerbescheid 
war also nicht mehr änderbar, so dass der Ge-
winn endgültig unbesteuert blieb. 

Steuerfreier Immobilienverkauf  

Selbstnutzung muss drei zusammen-
hängende Jahre umfassen 

Wer eine Immobilie des Privatvermögens inner-
halb der zehnjährigen Spekulationsfrist veräußert, 
muss den realisierten Wertzuwachs als Gewinn 
aus privaten Veräußerungsgeschäften versteu-
ern. Anzusetzen ist dann der erzielte Veräuße-
rungspreis abzüglich der Anschaffungs- bzw. 
Herstellungskosten der Immobilie und abzüglich 
der angefallenen Werbungskosten. 

Dagegen muss der Gewinn bei einem Verkauf in-
nerhalb von zehn Jahren nicht versteuert werden, 
wenn die Immobilie vorher selbst genutzt wurde. 
Hierzu muss eine Nutzung zu eigenen Wohn-
zwecken entweder im kompletten Zeitraum zwi-
schen Anschaffung und Veräußerung oder im 
Veräußerungsjahr und den beiden vorangegange-
nen Jahren vorgelegen haben. 

Das Bundesfinanzministerium hat nun geregelt, 
auf welche Zeitspanne sich der Selbstnutzungs-
zeitraum in der zweiten Fallvariante erstrecken 
muss, damit die Finanzämter von einer Besteue-
rung absehen. Wie der Bundesfinanzhof geht jetzt 
auch die Finanzverwaltung davon aus, dass die 
gesetzlich geforderte Selbstnutzung „im Veräuße-
rungsjahr und den beiden vorangegangenen Jah-
ren“ bereits dann vorliegt, wenn diese 

• im Veräußerungsjahr zumindest am 01.01., 

• im Vorjahr durchgehend und 

• im Vorvorjahr zumindest am 31.12. 

bestanden hat. Für den steuerfreien Verkauf einer 
Immobilie reicht also ein zusammenhängender 
Selbstnutzungszeitraum von einem Jahr und zwei 
Tagen aus, der sich nur über die drei Kalender-
jahre bis zum Verkauf erstrecken muss. 

Im Jahr der Veräußerung kann die Immobilie 
folglich in der Zeit nach dem 01.01. (bis zum 
Verkauf) noch fremdvermietet werden, ohne den 
Veräußerungsgewinn versteuern zu müssen. Un-
verzichtbar ist aber die durchgehende Selbstnut-
zung im Vorjahr der Veräußerung. Kommt es in 
diesem Jahr zu einer vorübergehenden Fremd-
vermietung oder zu einem Leerstand, muss der 
spätere Veräußerungsgewinn als privates Veräu-
ßerungsgeschäft versteuert werden. 

Arzthaftung  

Radiologe muss bei fehlerhafter  
Diagnose Schmerzensgeld zahlen 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich mit der 
Abgrenzung von Befunderhebungsfehler und the-
rapeutischer Aufklärungspflicht befasst.  

Im Urteilsfall war eine radiologische Praxis dem 
Vorwurf ausgesetzt, Mammographie-Screenings 
seien fehlerhaft bewertet und erforderliche weite-
re Befunderhebungen unterlassen worden. Bei 
einer Brustuntersuchung zur Früherkennung einer 
Krebserkrankung hatte die Klägerin angegeben, 
ihre rechte Brustwarze sei seit etwa einem Jahr 
leicht eingezogen („Mamillenretraktion“). Der 
Radiologe bewertete die Brust jedoch als normal. 
Zwei Jahre später diagnostizierte ein Gynäkologe 
bei der Klägerin Brustkrebs. Es folgten Operatio-
nen, bei denen Karzinome und Lymphknoten ent-
fernt wurden, Bestrahlungen und eine Chemothe-
rapie. Die Klägerin argumentierte, bei korrektem 
Vorgehen wäre der Brustkrebs in einem Stadium 
ohne Lymphknotenbefall entdeckt und behandelt 
worden. Dann hätte es einer Chemotherapie nicht 
bedurft und die Anzahl der Bestrahlungen wäre 
geringer gewesen. 

Das Oberlandesgericht bejahte einen Befunder-
hebungsfehler des Arztes und verurteilte die Be-
klagten zur Zahlung eines Schmerzensgeldes in 
Höhe von 10.000 € und zum Ersatz des materiel-
len Schadens in Höhe von 773,14 € zuzüglich 
Nebenkosten. Der BGH hat die Entscheidung der 
Vorinstanz bestätigt.  

Hinweis: Ist die medizinische Lage nicht ein-
deutig, sollte der Arzt eine weitere Diagnostik 
durchführen. Hier war die Ursache der einge-
zogenen Brustwarze unklar. Im Sinne einer 
Krebsfrüherkennung hätte der Arzt die unklare 
Situation weiter aufklären müssen. Denn eine 
eingezogene Brustwarze kann eine Folge
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einer Brustkrebserkrankung sein. Bei der Di-
agnostik gilt: Lieber zu viel als zu wenig. We-
gen übermäßiger Diagnostik ist bisher noch 
kein Arzt bestraft worden, auch wenn es im 
Einzelfall zu abrechnungstechnischen Proble-
men kommen kann. 

Verjährung  

Patient muss sich bei Behandlungs-
fehler nicht um Aufklärung bemühen 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich im Zu-
sammenhang mit ärztlichen Behandlungsfehlern 
mit dem Verjährungsfristlauf bei unterlassener 
Überprüfung der Krankenhausunterlagen befasst. 
Im Vordergrund stand dabei die Frage, ob die 
Ansprüche des Klägers wegen ärztlicher Behand-
lungsfehler im Zusammenhang mit seiner Geburt 
verjährt waren.  

Seine Mutter hatte seinerzeit die angewandte ge-
burtshilfliche Technik kritisiert. Zudem sei eine 
Risikoaufklärung unterblieben und keine Kai-
serschnittentbindung angeboten worden. Es han-
delte sich um eine fehlerhafte Behandlung, wie 
auch ein späteres Gutachten bestätigte. Zudem 
wurden Aufklärungsfehler der Ärzte festgestellt. 
Im Arzthaftungsprozess, bei dem der Kläger ein 
Schmerzensgeld von 40.000 € forderte, wandten 
die behandelnden Ärzte ein, die Arzthaftungsan-
sprüche des Kindes seien verjährt. Die Verjäh-
rung habe schon begonnen, als der Rechtsanwalt 
des Kindes die Behandlungsunterlagen übersandt 
bekommen hatte. 

Der BGH hat den Gynäkologen allerdings die 
Einrede der Verjährung verwehrt. Sie müssen al-
so für den (unstreitigen) Behandlungsfehler haf-
ten und Schmerzensgeld zahlen. Behandlungsun-
terlagen seien für einen medizinischen Laien 
nicht aus sich heraus verständlich. Dass in diesen 
- häufig nicht chronologisch geordneten - Unter-
lagen ein ärztlicher Behandlungsfehler verborgen 
bzw. enthalten sei, könne der medizinische Laie 
gar nicht erfassen. Nur der Fachmann - sprich ein 
anderer Arzt - sei in der Lage, einen solchen Feh-
ler zu erkennen. 

Schadenersatz  

Keine Behandlung ohne Approbation 

Immer wieder versuchen Ärzte, deren Approbati-
on ruhend gestellt ist oder denen die Approbation 
entzogen wurde, weiterhin ärztlich tätig zu sein. 
Ein Arzt, der ohne Approbation Patienten behan-
delt, macht sich nicht nur strafbar und setzt sich 

zivilrechtlichen Haftungsansprüchen aus, son-
dern verliert auch seinen Haftpflichtversiche-
rungsschutz und haftet dann mit seinem Privat-
vermögen. Ebenso strafbar macht sich, wer als 
Arzt einen Nichtarzt beschäftigt und diesen Pati-
enten behandeln lässt. 

Wer eine Heilbehandlung oder eine invasive 
kosmetische Behandlung durchführt, ohne eine 
ärztliche Approbation zu haben, handelt grob 
fehlerhaft. Der Patient hat dann gegen den Be-
handler einen Schadenersatz- und Schmerzens-
geldanspruch, wie das Oberlandesgericht Köln 
entschieden hat. In einem solchen Fall müsse der 
Patient auch nicht beweisen, dass er falsch be-
handelt worden sei.  

Hinweis: Ein Arzt, der eine solche Behand-
lung zwar erkennt, aber nicht verhindert, haf-
tet ebenso.  

Steuertipp  

Zahlung laufender Hauskosten stellt 
keine unentgeltliche Zuwendung dar 

Zusammen veranlagte Ehegatten können beim 
Finanzamt eine Aufteilung der Steuerschuld 
beantragen. Dann wird die Vollstreckung gegen 
jeden einzelnen jeweils auf den Steuerbetrag be-
schränkt, der auf ihn entfällt. Die Aufteilung er-
folgt nach dem Verhältnis der Steuerbeträge, die 
sich bei einer Einzelveranlagung ergeben würden. 
Sofern sich Eheleute untereinander unentgeltlich 
Vermögensgegenstände zuwenden, kann der Zu-
wendungsempfänger über seinen Aufteilungsbe-
trag hinaus vom Finanzamt in Anspruch genom-
men werden, und zwar bis zur Höhe des gemei-
nen Werts der Zuwendung. 

Der Bundesfinanzhof hat jetzt entschieden, dass 
keine unentgeltliche Zuwendung in diesem 
Sinne vorliegt, wenn der Alleinverdienerehegatte 
alle laufenden Kosten des gemeinsam bewohnten 
Hauses der Eheleute zahlt. Dies gilt selbst dann, 
wenn das Haus im Alleineigentum des anderen 
Ehegatten steht. 

Hinweis: Mit dem Urteil blieb der Vorstoß 
eines Finanzamts erfolglos, eine Ehefrau ohne 
eigene Einkünfte (mit Steuerbetrag nach Auf-
teilung von 0 €) wegen der Kostentragung ih-
res alleinverdienenden Ehemanns mit rund 
53.000 € in Anspruch zu nehmen. 

Mit freundlichen Grüßen 
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